
und jeder Schlußfolgerung die Frage nach ihrer prak­
tischen Bedeutung gestellt habe. In dieser Äußerung 
noch nicht überwundener rechtsformalistischer Tradi­
tionen sehe ich einen weiteren Mangel meiner Arbeit. 
Es wird nicht nur die Aufgabe des Verfassers, sondern 
aller auf dem Gebiete des Strafrechts theoretisch arbei­
tenden Juristen sein müssen, ihre bisherigen Publi­
kationen ernsthaft von diesem Standpunkt aus zu 
überprüfen. Die letzte Arbeit Stalins, sein geniales 
Vermächtnis, und die durch sie angeregte Diskussion 
in der Sowjetwissenschaft lehren uns: Jeder Begriff, 
jede These, jede Schlußfolgerung muß geeignet sein, 
die aktive, schöpferische Rolle der demokratischen Ge­
setzlichkeit zur Festigung der sozialistischen Basis, zur 
Durchsetzung des ökonomischen Grundgesetzes des 
Sozialismus in der Deutschen Demokratischen Republik 
zu fördern. Es muß somit nachgewiesen werden, daß sie 
imstande sind, unserer gerichtlichen Praxis zu dienen. 
Es gilt insbesondere zu vermeiden, Thesen und Begriffe 
aufzustellen, ohne gleichzeitig ihre dienende Rolle zu 
zeigen. Wir dürfen ferner nicht in fragmentarischen 
Äußerungen stecken bleiben, die in ihrer leeren Allge­
meinheit keine anleitenden Wirkungen hervorrufen. 
können und keine Kontrolle durch die Praxis gestatten. 
Wir müssen uns vielmehr stärker als bisher mit der 
gerichtlichen Praxis, insbesondere mit der Praxis des 
Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen Re­
publik, verbinden und die Hauptprobleme der Recht­
sprechung theoretisch so verallgemeinern, daß die ge­
wonnenen Schlußfolgerungen und Thesen in der Lage 
sind, anschaulich und konkret die Tätigkeit der Juristen 
in der Praxis anzuleiten.

Ich führte aus, daß die Verwendung der vielfach syno­
nym gebrauchten Ausdrücke „Verantwortung“ und 
„Verantwortlichkeit“ für unterschiedliche Erscheinun­
gen verfehlt ist. Weiter sagte ich, daß es verfehlt war, 
diese Unterscheidung in den Mittelpunkt meiner Ar­
beit zu stellen. Trotzdem enthält die Darstellung über 
die Verantwortung meiner Ansicht nach einige richtige 
und praktisch bedeutsame Thesen. Die Strafrechtsnorm 
der Deutschen Demokratischen Republik wurde als 
Forderung des Staates der Werktätigen bezeichnet, sich 
bestimmter, die Interessen des werktätigen Volkes ge­
fährdender Handlungen unter Androhung von Strafen 
für den Fall ihrer Verletzung zu enthalten37). Ich wies 
darauf hin, daß diese Forderung als Verbot, z. B. der 
Kriegshetze, oder als Gebot, z. B. Anzeige bestimmter 
Verbrechen, erhoben wird. Diese Forderungen sind 
Ausdruck des staatlichen Willens des werktätigen Vol­
kes; sie entstehen in Übereinstimmung mit den Inter­
essen der gewaltigen Mehrheit des Volkes38). Deshalb 
können sie sich an das demokratische Verantwortungs­
bewußtsein der überwiegenden Mehrheit des Volkes 
wenden, und deshalb stellen sie einen Faktor der Er­
ziehung zu einem demokratischen Staats- und Rechts­
bewußtsein dar39). Sie können die Verpflichtung be­
gründen, sich solcher Handlungen zu enthalten, die die 
Interessen des werktätigen Volkes gefährden40). Schließ­
lich führte ich aus, daß eine Handlung, die in einem 
solchen Grade die Interessen unseres Volkes gefährdet, 
daß sie mit den Mitteln der systematischen Gewaltan­
wendung des Staates bekämpft werden muß, auch 
moralisch-politisch verwerflich ist41 42). Diese Ausführun­
gen finde ich bestätigt in der Arbeit des sowjetischen 
Gelehrten Kon über „Die Rolle der politischen und 
juristischen Anschauungen in der Entwicklung der 
Gesellschaft“, in der er über das sowjetische Recht 
ausführt:

„Die enge Verbindung zwischen den politischen 
und juristischen Ideen der Sowjetgesellschaft und 
der kommunistischen Moral besteht darin, daß die 
Interessen des Sowjetstaates, die Interessen der 
Politik der Partei die Grundlage und das wichtigste 
Kriterium der kommunistischen Moral bilden. Die 
Erfüllung der sowjetischen Rechtsnormen ist nicht 
nur eine juristische, sondern auch eine moralische 
Pflicht der Sowjetbürger, und das Sowjetrecht selbst 
ist von einem hohen moralischen Gehalt erfüllt.“12)

ST) Geräts, a. a. O. S. 13 ff.
3S) Geräts, a. a. O. S. 15.
39) Geräts, a. a. O. S. 16.
40j Geräts, a. a. O. S. 18.
41) Geräts, a. a. O. S. 49.
42) Kon, „Die Rolle der politischen und juristischen An­

schauungen in der Entwicklung der Gesellschaft“, ln Rechts­
wissenschaftlicher Informationsdienst 1953, Nr. 1, Sp. 20.

Auf die Frage der juristischen und moralischen Pflicht 
sowie des Verbrechens als Verletzung der juristischen, 
moralisch-politischen Pflichten hingewiesen zu haben, 
scheint mir richtig gewesen zu sein. Diese Erkenntnis 
ist für die Feststellung der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit von großer Bedeutung.

Ich führte in diesem Zusammenhang aus, daß unser 
Strafrecht, unsere Gesetzlichkeit und unser Begriff von 
der Verantwortung einen radikalen Bruch mit der deut­
schen Vergangenheit und mit der Gegenwart in West­
deutschland darstellen. Der Staat der Imperialisten 
stellt Forderungen auf und setzt sie mit den Mitteln 
der Gewalt durch, die sich gegen die antiimperialisti­
schen Massen richten und den Interessen der gewaltigen 
Mehrheit des Volkes widersprechen. Unversöhnlich 
stehen sich die Anschauungen der kriegslüsternen, ihr 
eigenes Volk ausbeutenden und andere Völker aus­
plündernden und — wir können heute hinzufügen — 
sich faschisierenden Monopolkapitalisten und die An­
schauungen der friedliebenden, nach sozialer und natio­
naler Freiheit strebenden, die demokratischen Freihei­
ten verteidigenden, antiimperialistischen Massen des 
Volkes gegenüber. Die volksfeindlichen Forderungen 
des imperialistischen Staates können infolge ihres 
Charakters keine Verpflichtung für die werktätigen 
Massen begründen. „Der Staat versucht daher, die über­
wiegende Mehrheit des Volkes mittels der Androhung 
und Anwendung von Strafen einzuschüchtern und sie 
von ihrer wirklichen Verantwortung durch Entfaltung 
einer zügellosen Demagogie abzulenken.“43) Diese 
Thesen wurden an Beispielen aus der Bekämpfung 
der Friedensbewegung, der nationalen und sozialen 
Freiheitsbewegung und der konsequenten Vorkämpfe­
rin, der Arbeiterbewegung, erläutert.

Wie behandeln Lekschas und Renneberg diese Frage? 
Bezeichnend ist der erste Satz: „Bei der Behandlung 
des Klassencharakters der Verantwortung sind dem 
Verfasser ’grobe politische Fehler unterlaufen“ (S. 130). 
Charakteristisch für ihr Herangehen an diese und auch 
an andere Fragen ist, daß sie kein Wort über den Inhalt 
der Ausführungen selbst fallen lassen. Ihre Zielsetzung 
ist nicht darauf gerichtet, wie es für eine Rezension 
selbstverständlich sein sollte, sich mit den Ausführun­
gen in ihrer Gesamtheit auseinanderzusetzen. Sie haben 
nicht die Absicht, durch Hervorhebung richtiger Thesen 
und durch Bekämpfung falscher Thesen orientierend 
zu wirken, sondern Fehler zu behandeln.

Aus dieser Einstellung heraus wird verständlich, 
warum die Rezensenten nicht zwischen den Thesen und 
ihrer Behandlung zu unterscheiden wissen. Sie wenden 
ihre Aufmerksamkeit den Fehlern zu, und zwar auch 
dann, wenn sie nicht die Sache selbst, sondern deren 
Darstellung betreffen. Bei der Behandlung von Form­
fehlern verlagern sie den Schwerpunkt vom Inhalt 
auf die Darstellung des Inhalts. Das geht typisch aus 
dem nächsten Satz hervor: „So sieht er sie nur ein­
seitig, wenn er sie nur unter dem Gesichtspunkt der 
von den Kapitalisten zu Verbrechern gestempelten 
Freiheitskämpfer des Proletariats b e h a n d e l t  (von 
mir gesperrt — H. G.).“ Die These selbst wird nicht 
diskutiert, sondern das Problem von der „einseitigen“ 
Behandlung her aufgerollt. Aus dieser polemischen 
Einstellung heraus ergibt sich auch die irrtümliche Dar­
stellung in dieser Frage und die Methode, Schlußfolge­
rungen zu ziehen. Der nächste Satz lautet: „Er be­
achtet nicht, daß die Masse der im Kapitalismus 
begangenen Verbrechen mit dem revolutionären Kampf 
des Proletariats und der Patrioten nichts zu tun haben.“ 
Der Verfasser behandelt überhaupt nicht die Quantität 
der Verbrechen — er stellt keine formale Kriminal­
statistik auf —, sondern das Wesen des Staates, seines 
Rechts und seiner strafrechtlichen Forderungen. Er be­
handelt den Klassencharakter der imperialistischen Ge­
setze. Das Wesen des imperialistischen Staates besteht 
darin, daß er ein Machtinstrument in den Händen der 
Imperialisten zur Unterdrückung der friedliebenden, 
antiimperialistischen und ausgebeuteten Massen des 
Volkes ist. Das Wesen der imperialistischen Gesetze 
besteht darin, daß sie „in vollem Umfang gegen die 
Werktätigen gerichtet sind. Zum Schaden der Werktäti­
gen werden drakonische Gesetze erlassen; Friedensan­
hänger und fortschrittliche Organisationen jeder Art
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43) Geräts, a. a. O. S. 18, S. 11 und 14.


